GRUNDWISSEN SOZIALKUNDE – 10.Jahrgangsstufe

Das folgende Grundwissen bezieht sich auf die Lehrplaninhalte der 8, 9. und 10.Jahrgangsstufe und kann in Schulaufgaben und Stegreifaufgaben abgefragt werden.

	GESELLSCHAFT UND GEMEINSCHAFT


Das Adjektiv sozial bedeutet: die menschliche Gesellschaft, Gemeinschaft betreffend.

Dimensionen der Sozialisation und Sozialisationsinstanzen

Sozialisation ist die unmerklich im sozialen Alltag geschehende Vermittlung der in der Gesellschaft geltenden Werte und Normen an den Einzelnen und ihre Verinnerlichung (= Internalisation). Es wird zwischen primärer (Familie) und sekundärer Sozialisation (Kindergarten, Schule, Nachbarschaft, Peer-Group (Gleichaltrigengruppe), Vereine, Medien etc.) unterschieden.

Erziehung ist die beabsichtigte und geplante Vermittlung der Werte und Normen in Familie, Schule, Jugendarbeit usw.

Entwicklung ist die Entfaltung der physischen und psychischen Kräfte des Individuums und das Entstehen seiner soziokulturellen Persönlichkeit während des Heranwachsens.

Sozialisationsagenten/-instanzen sind alle Personen, Gruppen und Institutionen, welche die sozialen Lernprozesse des Individuums steuern und beeinflussen.

Aspekte der Sozialisation

Soziabilisierung ist die Basis der Sozialisation, während der die elementare soziale Handlungsfähigkeit erworben werden soll. Bei diesem Prozess soll beim Kind das sogenannte Welt- bzw. Urvertrauen entstehen. 

Enkulturation ist die Übernahme der kulturspezifischen Kenntnisse und Wertvorstellungen durch das Individuum, wie sie in Moral, Brauchtum, Sprache, Literatur, Kunst usw. repräsentiert werden.

Personalisation ist die Bezeichnung für die Entwicklung des Menschen zu einer selbstständigen und kritisch denkenden Persönlichkeit.

Sozialisationsbedingungen

Sozialisationsdeterminanten sind Faktoren, welche den Sozialisationsprozess in bestimmter Weise fördern oder behindern.

Zu den individuelle Determinanten zählen Geschlecht, Entwicklungsstand, körperliche oder geistige Behinderungen etc.

Als soziale Determinanten spielen folgende Aspekte eine Rolle: die Situation in der Familie (z. B. zweites von vier Kindern, Eltern geschieden), die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Sozialschicht, die regionalen Verhältnisse (z. B. strukturschwache Region) usw.

Beispiele für historische Determinanten sind die Nachkriegsgeneration, die Wirtschaftskrise, die Stärke des Geburtenjahrgangs, ein politischer Umschwung etc.

Inhalte der Sozialisation

(Soziale) Normen sind Verhaltensvorschriften (z. B. „Man redet erst, wenn man gefragt wird“).

Werte sind Zielvorstellungen und Orientierungsleitlinien für das soziale Handeln. Wertvorstellungen sind kulturabhängig und verändern sich im Lauf der Geschichte immer wieder  (Wertewandel). Man unterscheidet unter anderem materielle Werte (z.B. Besitz) von ideellen Werten (z.B. Freundschaft).

Soziale Rollen sind Handlungsmuster, deren Einhaltung von den Inhabern der verschiedenen sozialen Positionen erwartet werden kann.

soziale Gruppen

Eine soziale Gruppe zeichnet sich durch 7 Merkmale aus: Die Mitglieder

kennen sich persönlich

haben gefühlsmäßige Beziehungen zueinander

erstreben ein gemeinsames Ziel

teilen ein Gefühl der Zusammengehörigkeit

müssen sich an gemeinsame Normen halten

nehmen innerhalb der Gruppe verschiedene Rollen/ Positionen ein

entwickeln Traditionen. 

Jugendliche Lebenswelten

Die Jugend ist eine Lebensphase, die mit der Pubertät (Zeit der Geschlechtsreifung, ca. ab dem 12. Lebensjahr) beginnt und mit der psychischen und sozialen Reife (individuell unter-schiedlich, nicht eindeutig feststellbar) endet (spätestens bis Mitte 20). 

Als Jugendkultur werden die kulturellen Aktivitäten und Stile von Jugendlichen innerhalb einer gemeinsamen Kulturszene bezeichnet. Oft definiert sich eine bestimmte Szene über eine Musikrichtung (z.B. Hip Hop, Techno, Rock etc.) oder bestimmte Markenprodukte (vor allem Markenkleidung).

Konflikte und Konfliktregelung

Ein Konflikt ist ein sozialer Tatbestand, bei dem mindestens zwei Parteien (Einzelpersonen, Gruppen, Staaten) beteiligt sind, die unterschiedliche, zunächst unvereinbare Ziele verfolgen und/oder unterschiedliche, zunächst unvereinbare Mittel zur Erreichung eines bestimmten Zieles anwenden wollen.

Mitglieder von Gruppen sind unterschiedlichen Erwartungen ausgesetzt, je nachdem welche Stellung oder Position sie innehaben. Die Gesamtheit dieser Erwartungen bezeichnet man als Rolle. Der Einzelne ist gewöhnlich Mitglied verschiedener Gruppen. Ein Rollenkonflikt entsteht dann, wenn sich die Erwartungen der verschiedenen Bezugsgruppen widersprechen. 

Man unterscheidet fünf Grundtypen des Konfliktverhaltens: 

· zwingend (Motto: „Wir machen es auf meine Weise!“)

· nachgiebig/gefügig (Motto: „Wir machen es auf deine Weise!“)

· ausgleichend (Motto: „Wir treffen uns auf halbem Wege!“)

· ausweichend (Motto: „Darüber streite ich nicht!“)

· kooperativ (Motto: Wir machen es auf unsere Weise!“) 

Schritte zur Lösung eines Konflikts 

1. Jede/r stellt seine Position dar.

2. Es werden Ziele formuliert und Lösungsvorschläge gesammelt.

3. Die Lösungsvorschläge werden überprüft.

4. Es wird nach Wegen zur Umsetzung des Lösungsansatzes gesucht.

5. Ein Lösungsansatz wird umgesetzt.

6. Die Umsetzung wird überprüft. 

	Toleranz und soziale Integration


Soziale Randgruppe: Bezeichnung für gesellschaftliche Gruppen, die in die Kerngesellschaft aufgrund ihrer Abweichungen von allgemein gültigen Werten und Normen  nicht oder nur unvollständig integriert sind. Hierbei können verschiedene Faktoren (wie z.B. Wohnungslosigkeit, Behinderung, Sprachdefizite, Hautfarbe) ausschlaggebend sein.

Toleranz: Das ist ein Geltenlassen und Gewährenlassen fremder Überzeugungen, Handlungsweisen und Sitten und die Anerkennung einer grundsätzlichen Gleichberechtigung unterschiedlicher Individuen.

Migration: Die internationale Migration bezeichnet einen Wechsel des Wohnsitzes von einem Staat in einen anderen. In Deutschland besitzen ca. 20% der Bevölkerung einen Migrationshintergrund (Stand: Januar 2010).

Integration: Zuwanderer gelten als integriert, wenn sie sich in das Leben ihrer neuen Heimat eingliedert haben und nicht mehr als Fremde wahrgenommen werden. Integration verlangt nicht, dass die eigene kulturelle Herkunft (Religion, Muttersprache, Sitten und Gebräuche) vollständig aufgegeben wird. Vielmehr sind für eine gelungene Integration auch Anstrengungen von der Aufnahmegesellschaft notwendig.

Vorurteile: Das sind stabile, negative Einstellungen gegenüber einer anderen Gruppe bzw. einem Individuum, weil es zu dieser Gruppe gerechnet wird, die gegen die Grundsätze der Rationalität, der Gerechtigkeit und der Mitmenschlichkeit verstoßen.  

	Jugend und Medien 


Medien: Sammelbegriff für alle Mittel und Verfahren zur Verbreitung von Informationen, Bildern oder Nachrichten. Dazu gehören u.a. Bücher, Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen und das Internet. Aufgaben der Medien sind: 

· Information der Öffentlichkeit

· Meinungsbildung

· Kritik und Kontrolle (Investigativer Journalismus)

· Bekanntmachung und Veröffentlichung (Themensetzung)

Manipulation: Die bewusste, aber verdeckte Beeinflussung von Menschen bzw. der öffentlichen Meinung,  z.B. die absichtliche Verfälschung von Informationen durch Auswahl, Zusätze oder Auslassungen.

Duales System: Die Gliederung der Rundfunk- und Fernsehlandschaft in Deutschland in

· Öffentlich- rechtliche Anstalten (ARD, ZDF): Sie werden finanziert durch Rundfunkgebühren und beaufsichtigt durch einen Rundfunkrat, der sich aus Abgeordneten der politischen Parteien, Vertretern gesellschaftlicher Gruppen und Mitgliedern aus dem Bereich der Kultur zusammensetzt. Die öffentlich- rechtlichen Anstalten haben die Aufgabe einer Grundversorgung der Bürger mit Informationen, Bildung, Kultur und Unterhaltung.

· Private Anstalten (RTL, SAT 1 u.a.): Sie werden von kommerziellen Unternehmen (Medienkonzernen) betrieben und finanzieren sich ausschließlich durch Einnahmen aus der Werbung.

Infotainment: Die Vermischung von Information und Unterhaltung

Medienkonzentration: Die Gefährdung der Pressefreiheit (Art. 5 GG) durch die Konzentration von Presseorganen oder anderer Medien in der Hand von Privatpersonen oder Konzernen, wodurch die Meinungsvielfalt eingeschränkt werden kann.

	Verhältnis der Geschlechter 


Gleichberechtigungsgebot und rechtliche Ausgestaltung: Artikel 3 des Grundgesetzes garantiert die Gleichberechtigung von Männern und Frauen in Deutschland. Der Staat ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die Gleichberechtigung im Alltag, z.B. im Beruf, auch tatsächlich durchgesetzt wird und noch bestehende Nachteile abgebaut werden.

Haushalt: § 1356 BGB. „Die Ehegatten regeln die Haushaltsführung in gegenseitigem Einvernehmen. Ist die Haushaltsführung einem der Ehegatten überlassen, so leitet dieser den Haushalt in eigener Verantwortung. (…)

Erwerbstätigkeit: (…) Beide Ehegatten sind berechtigt, erwerbstätig zu sein. Bei der Wahl und Ausübung einer Erwerbstätigkeit haben sie auf die Belange des anderen Ehegatten und der Familie die gebotene Rücksicht zu nehmen.“

Frauen wie Männer müssen als Arbeitnehmer für die gleiche Arbeit den gleichen Lohn erhalten; Grundgesetz, BGB und Gleichberechtigungsgesetz verbieten eine Schlechterstellung der Frauen. Mit den Gleichberechtigungs- und Gleichstellungsgesetzen sind die Beschäftigungs- und Aufstiegsmöglichkeiten für Frauen ebenso verbessert worden wie die Möglichkeiten für Teilzeitarbeit. So dürfen Stellen nicht mehr nur für Männer oder nur für Frauen ausgeschrieben werden.

Unterhalt: § 1360 BGB. Die Ehegatten sind einander verpflichtet, durch ihre Arbeit und mit ihrem Vermögen die Familie angemessen zu unterhalten. Ist einem Ehegatten die Haushaltsführung überlassen, so erfüllt er seine Verpflichtung […] in der Regel durch die Führung des Haushaltes.

Wehpflicht: Seit dem 1. Januar 2001 sind in Deutschland alle Laufbahnen der Bundeswehr uneingeschränkt für Frauen geöffnet. Ermöglicht wurde dies durch eine Verfassungsänderung, die nach dem Urteil des EuGH erforderlich war. Seitdem heißt es in Artikel 12a des Grundgesetzes: „Sie (Frauen) dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe verpflichtet werden“.

	POLITISCHES SYSTEM


Grundbegriffe

Gesellschaft meint eine Gemeinschaft von Menschen, die in einem begrenzbaren Gebiet zusammenleben, zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland. 

Unter Staat versteht man die Vereinigung  von Menschen (Staatsvolk) auf einem abgegrenzten Gebiet (Staatsgebiet) unter einer souveränen Herrschaft (Staatsgewalt). Der Staat hat die Berechtigung zu verbindlichen Entscheidungen und ihrer Durchsetzung (Gewaltmonopol).

Die Staatsgewalt ist aufgeteilt (= Gewaltenteilung) in drei Funktionsbereiche: 

· Legislative (gesetzgebende Gewalt)

· Judikative (richterliche Gewalt) und

· Exekutive (ausführende Gewalt). 

Politik bedeutet 

· die verbindliche Regelung des Zusammenlebens

· Auseinandersetzungen über Ziele und Wege der Entwicklung des Staates

· die Klärung und Lösung von Streitfragen und Problemen in verschiedenen Politikbereichen (z.B. Außenpolitik, Wirtschaftspolitik etc.)

· die Bemühung um Machterhalt bzw. Machterwerb (Wahlkampf der Parteien)

Das Grundgesetz bildet das Fundament für Gesellschaft und Staat. Es ist die seit 1949 für die BRD geltende Verfassung, in der grundlegenden Normen bzw. Regeln des Zusammenlebens zusammengefasst sind.

	Grundlagen unserer Verfassungsordnung


Das Wort Demokratie stammt aus dem Griechischen und bedeutet Herrschaft des Volkes. Wenn sich alle Bürgerinnen und Bürger an allen Entscheidungen beteiligen nennt man das direkte Demokratie. Wo dies nicht möglich ist, wählt das Volk Vertreter (Repräsentanten, die für das Volk handeln. (repräsentative Demokratie) 

In einem Rechtsstaat sind alle Handlungen und Recht und Gesetz gebunden, für jeden Bürger gelten die gleichen Gesetze.

Ein Staat, der seinen Bürgerinnen und Bürgern ein Existenzminimum sichert, wenn sie in Not geraten sind und für einen gerechten Ausgleich zwischen Reichen und Bedürftigen sorgt bezeichnet man als Sozialstaat. In Deutschland geschieht dies .B. Durch die Sozialversicherungspflicht und durch staatliche Unterstützung, wie die Sozialhilfe, Kindergeld oder Ausbildung- und Arbeitsförderung. 

Ein Bundesstaat bezeichnet den Zusammenschluss mehrerer Staaten zu einem Gesamtstaat, zum Beispiel die Bundesrepublik mit allen Bundesländern. Ein Staatenbund dagegen ist ein lockere Zusammenschluss souveräner Einzelstaaten.

Die Gliederung eines Staates in Gliedstaaten (in der Bundesrepublik Bundesländer) nennt man Föderalismus. Die Gliedstaaten haben eine eigene Verfassung, Regierung und ein eigenes Parlament.
Verfassungsorgane

Der Bundestag (so heißt das deutsche Parlament) wird als einziges Bundesorgan direkt vom Volk gewählt. Die Hauptaufgabe der Abgeordneten (= Mitglieder des Bundestages) ist die Gesetzgebung, sie wählen aber unter anderem auch den Bundeskanzler. 

Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der 16 Landesregierungen und ist an der Gesetzgebung des Bundes maßgeblich beteiligt. 

Die Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland besteht aus der/dem Bundeskanzler/-in, die/der die Richtlinien der Politik bestimmt, und den Bundesministerinnen und Bundesministern, die sich an diese Richtlinien halten müssen, aber im Übrigen ihre Bundesministerien selbständig führen.

Der Bundespräsident ist das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland und damit der oberste Repräsentant (= Sprecher, Vertreter) des Landes. In normalen, friedlichen Zeiten verfügt die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident nur über geringe politische Macht. 

Das Bundesverfassungsgericht ist das höchste deutsche Gericht. Das Bundesverfassungsgericht wacht darüber, dass Parlamente, Regierungen und Gerichte in Deutschland das Grundgesetz einhalten.

	Mitwirkungsmöglichkeiten in der demokratischen Gesellschaft im Überblick 


Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger an Politik: 

· Mitgliedschaft und Mitarbeit in Parteien, Verbänden und Interessensgruppen

· Beteiligung an Wahlen

· Volksbegehren und Volksentscheid 

· Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

· Bürgerinitiativen

Demokratische Wahlen sind allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim. Die Wahlrechtsgrundsätze sind in Artikel 38 Abs. 1 GG geregelt.

Pluralismus bezeichnet die Existenz verschiedener, frei gebildeter politischer, wirtschaftlicher, religiöser, ethnischer u.a. Interessensgruppen. Sie stehen untereinander in Konkurrenz und ringen um politischen bzw. gesellschaftlichen Einfluss.

	Grundzüge der politischen Ordnung in Deutschland


Mitglieder eines Parlaments nennt man Abgeordnete. Sie haben ein freies Mandat d.h. sie sind an Weisungen und Aufträge ihrer Wähler nicht gebunden, sondern nur ihrem Gewissen verpflichtet.

Die Verfassungsorgane agieren nicht isoliert nebeneinander. Ihre Funktionen sind aufeinander abgestimmt. Um sie sachgemäß wahrnehmen zu können, bedarf es der gegenseitigen Unterrichtung und  Kontrolle.

a) Der Bundestag kann dem Bundeskanzlern durch eine Abstimmung das Misstrauen aussprechen. Dabei muss der Bundestag aber auch gleichzeitig einen neuen Kandidat wählen.  (Konstruktives Misstrauensvotum)

b) Nach Artikel 68 Abs. 1 GG kann der Bundeskanzler dem Bundestag die Vertrauensfrage stellen. Findet der Bundeskanzler keine Mehrheit bei der Abstimmung, so kann der Bundespräsident den Bundestag auflösen. Es kommt zu Neuwahlen.

	Grundgesetz


Grundgesetz: Es ist die Verfassung der BRD. In ihm stehen die allerwichtigsten „Spielregeln“ für das Zusammenleben der Menschen in Deutschland. Alle Behörden, Politiker, Gerichte und alle BürgerInnen müssen sich daran halten.

Grundrechte: Sie werden im Abschnitt I des Grundgesetzes allen anderen Regelungen vorangestellt. Sie gliedern sich in Menschenrechte (z.B. Artikel 1), die für alle Menschen unmittelbar gelten. Die Menschenrechte sind zudem unveräußerlich und unteilbar. Außerdem gibt es die Bürgerechte (z.B. Versammlungsfreiheit [Artikel 8]), die sich ausschließlich auf die deutschen Staatsbürger beziehen. 

Menschenwürde: „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ (Artikel 1 des GG).

	LEBEN IN EUROPA


Europäische Union (EU): Die EU ist ein Verbund 27 (Stand 1.1.10) europäischer Staaten, die wirtschaftlich und politisch eng zusammenarbeiten. 

Aufbau und Institutionen:

Die EU ist zwar kein Bundesstaat, sie verfügt aber über ein eigenes Europäisches Parlament und eigene Institutionen, die weit reichende Vollmachten besitzen. So können sie Verordnungen und Richtlinien erlassen, die in allen Mitgliedstaaten wie Gesetze gelten, ohne dass die nationalen Parlamente vorher darüber abgestimmt hätten.

· das Europäische Parlament (vertritt die Belange der Bevölkerung und wird vom Volk gewählt) 

· der Rat der Europäischen Union (Vertretung der Regierungen der Mitgliedstaaten) 

· die Europäische Kommission ("Motor der Union" und ausführendes Organ) 

· der Europäische Gerichtshof (sichert die Einhaltung der Gesetze) 

Europäische Einigung – Schritte, Motive und Ziele

Ihre Vorgeschichte reicht bis 1951 zurück. Damals gründeten Frankreich, Westdeutschland, Italien und die Benelux-Länder (Belgien, Niederlande, Luxemburg) die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, genannt Montanunion, und betrieben fortan ihre Kohle- und Stahlproduktion in gemeinsamer Absprache. 

1957 gingen die Staaten der Montanunion einen Schritt weiter und schlossen sich zu einer Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) zusammen. Ziel war, alle Zölle zwischen den Mitgliedstaaten Schritt für Schritt abzubauen und am Ende einen gemeinsamen Binnenmarkt zu schaffen, für den Staatsgrenzen keine Bedeutung mehr haben. Es gelten vier Freiheiten, und zwar für Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital: Waren können (zoll-)frei von einem Land ins andere transportiert werden, die Staatsbürger der EU-Staaten können sich in allen EU-Ländern frei bewegen, auf Dauer dort arbeiten (= Dienstleistungen anbieten) und wohnen. 

Mit dem Maastrichter Vertrag vom 7.2.1992 wurde die EG zur politischen Union weiterentwickelt (daher die neue Bezeichnung "Europäische Union"). Neben der wirtschaftlichen Integration (Binnenmarkt, Währungsunion) wurde auch eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und die Zusammenarbeit in den Bereichen Polizei und Justiz vereinbart. Außerdem befasst sich die EU mit vielen Fragen, die sich unmittelbar auf das tägliche Leben auswirken wie z.B. die Schaffung von Arbeitsplätzen oder die Wahrung der Bürgerrechte (Unionsbürgerschaft).
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